
Entscheidung

Rundfunk im Gericht

BVerfG, Urteil vom 19.12.2007, 
– 1 BvR 620/07 – .

Zur Berücksichtigung der Rundfunkfreiheit des
Art. 5 Abs.1 Satz 2 GG beim Erlass sitzungspo-
lizeilicher Anordnungen über Ton- und Bildauf-
nahmen unmittelbar vor und nach einer münd-
lichen Verhandlung sowie in Sitzungspausen.

Zum Sachverhalt:

Die Beschwerdeführerin ist eine öffentlich-
rechtliche Rundfunkanstalt. Sie beabsichtig-
te eine Berichterstattung über eine Haupt-
verhandlung, die am 19. März 2007 vor der
8. Großen Strafkammer des Landgerichts
Münster beginnen sollte.
Die Anklageschrift legte 18 Offizieren und
Unteroffizieren der Bundeswehr zur Last, im
Jahre 2004 Rekruten körperlich misshandelt
und entwürdigt zu haben. Im Anschluss an
vier Nachtmärsche seien die Rekruten unter
dem Vorwand, das Verhalten nach einer Ge-
fangennahme und bei einer Erpressung von
Aussagen durch gegnerische Kräfte zu üben,
in erniedrigender Weise behandelt worden.
Hierdurch hätten sich die Angeklagten der
Vergehen einer gemeinschaftlich begange-
nen körperlichen Misshandlung nach §§ 223,
224 StGB sowie der Misshandlung und ent-
würdigenden Behandlung Untergebener nach
§§ 30, 31 des Wehrstrafgesetzes (WStG)
schuldig gemacht.
Über die Vorfälle und das eingeleitete Straf-
verfahren war seit November 2004 mehrfach
in Presse und Rundfunk berichtet worden.
Mit Pressemitteilung des Landgerichts vom
9. Februar 2007 wurden an einer Berichter-
stattung über die Hauptverhandlung interes-
sierte Medienvertreter zu ihrer Akkreditie-
rung aufgefordert. Die Beschwerdeführerin
bat am 15. Februar 2007 um ihre Akkredi-
tierung. 
Am 21. Februar 2007 ordnete der Vorsitzen-
de der 8. Großen Strafkammer des Landge-
richts Münster gemäß § 176 GVG zur Auf-
rechterhaltung der Ordnung in der bevorste-
henden Hauptverhandlung die folgenden Be-
schränkungen einer Berichterstattung an:
Ton-, Foto- und Filmaufnahmen im Sitzungs-
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saal und im absperrbaren Foyer vor dem Sit-
zungssaal sind bis 15 Minuten vor Beginn der
Sitzung und 10 Minuten nach deren Been-
digung gestattet. Darüber hinaus sind Ton-,
Foto- und Filmaufnahmen im Sitzungssaal
und im absperrbaren Foyer vor dem Sitzungs-
saal nicht gestattet.
Die Beschwerdeführerin erhob am 6. März
2007 Verfassungsbeschwerde gegen die An-
ordnung des Vorsitzenden. Ferner beantrag-
te sie den Erlass einer einstweiligen Anord-
nung des Bundesverfassungsgerichts zur Be-
seitigung der angeordneten zeitlichen Be-
schränkungen einer Berichterstattung.
Mit Beschluss vom 15. März 2007 hat das Bun-
desverfassungsgericht dem Vorsitzenden im
Wege der Eilanordnung aufgegeben, der Be-
schwerdeführerin die Anfertigung von Be-
wegtbildaufnahmen der im Sitzungssaal an-
wesenden Verfahrensbeteiligten zu ermögli-
chen und hierbei die Anwesenheit der Mit-
glieder des Spruchkörpers im Sitzungssaal
zu gewährleisten. Soweit es an einem Einver-
ständnis der Angeklagten mit einer Veröffent-
lichung ihres Bildnisses fehle, sei eine Anony-
misierung ihrer Gesichter mittels geeigne-
ter technischer Verfahren sicherzustellen.
Am 16. März 2007 änderte der Vorsitzende
unter Bezugnahme auf die einstweilige An-
ordnung des Bundesverfassungsgerichts die
angegriffene Anordnung vom 21. Februar
2007 ab und ließ nunmehr Ton- und Filmauf-
nahmen im Sitzungssaal und dessen Ein-
gangsbereich auch für die zuvor ausgenom-
menen Zeiten einer möglichen Anwesenheit
der Verfahrensbeteiligten unter Einschluss
der Aufzeichnung des Einzugs der Kammer
in den Sitzungssaal zu. Zugleich verfügte er
Maßgaben zur Bildung eines sogenannten
Berichterstatter-Pools sowie zu einer Anony-
misierung der ohne Einverständnis der An-
geklagten gefertigten Aufnahmen.
Die Beschwerdeführerin rügt eine Verletzung
ihrer Grundrechte aus Art. 5 Abs. 1 Satz 2 und
Art. 19 Abs. 4 GG durch die Anordnung vom
21. Februar 2007.

Aus den Gründen:

B. I. Die Verfassungsbeschwerde ist zulässig.
Der Rechtsweg ist gemäß § 90 Abs. 2 Satz 1
BVerfGG erschöpft. Ein zumutbar zu beschrei-
tender Rechtsweg vor den Fachgerichten war
der Beschwerdeführerin gegen die Anord-

nung des Vorsitzenden nicht eröffnet (vgl.
BVerfGE 91, 125 <133>). Keiner Klärung be-
darf, ob diese Rechtslage verfassungsrecht-
lich zu beanstanden ist. Die Beschwerdefüh-
rerin hat dies nicht zum Gegenstand ihrer
fristgerechten Rüge gemacht.
Das Rechtsschutzbedürfnis der Beschwerde-
führerin besteht fort. Sein Wegfall ist nicht
dadurch bewirkt worden, dass der Vorsitzen-
de die angegriffene Anordnung noch vor Be-
ginn der Hauptverhandlung abgeändert hat
und hierdurch der Beschwerdeführerin die
Anfertigung von Bewegtbildaufnahmen des
Geschehens am Rande der Hauptverhand-
lung in dem von ihr erstrebten Umfang er-
möglicht worden ist. Die geänderte Fassung
der Anordnung hat die Beschwerdeführerin
nicht angegriffen. Die mit der Verfassungs-
beschwerde ursprünglich erstrebte Beseiti-
gung ihrer verfassungsrechtlichen Beschwer
ist daher erreicht, ohne dass es hierfür noch
der Gewährung verfassungsgerichtlichen
Rechtsschutzes in der Hauptsache bedürfte.
Ein Rechtsschutzinteresse an der verfassungs-
gerichtlichen Klärung besteht jedoch auch
bei nachträglichem Wegfall der Beschwer fort,
wenn anderenfalls die Klärung einer verfas-
sungsrechtlichen Frage von grundsätzlicher
Bedeutung unterbliebe und ein schwerwie-
gender Grundrechtseingriff gerügt wird oder
der Beschwerdeführer unter dem Gesichts-
punkt der Wiederholungsgefahr ein anerken-
nenswertes Interesse an der Feststellung hat,
ob die angegriffene Maßnahme verfassungs-
gemäß war (vgl. BVerfGE 91, 125 <133>;
97, 298 <308>, 103, 44 <58f.>). Die Fra-
ge, in welchem Umfang die Anfertigung von
Ton-, Foto- und Bewegtbildaufnahmen des
Geschehens am Rande der Hauptverhand-
lung einer Beschränkung durch den Vorsit-
zenden unterworfen werden darf, war in der
bisherigen Rechtsprechung des Senats allein
für eine Berichterstattung über das Gesche-
hen am Rande einer Hauptverhandlung ge-
gen Angeklagte von herausragender zeitge-
schichtlicher Bedeutung zu behandeln (vgl.
BVerfGE 91, 125 <133ff.>) und bot daher
keine Gelegenheit zur verfassungsrechtlichen
Klärung im Hinblick auf Verfahren mit An-
geklagten ohne diese besondere Bedeutung.
Auch hat die Beschwerdeführerin unter dem
Gesichtspunkt der Wiederholungsgefahr ein
verfassungsrechtlich anerkennenswertes In-
teresse an der Prüfung, ob die angegriffene

Anordnung verfassungsgemäß war (vgl.
BVerfGE 91, 125 <133>; 103, 44 <58f.>).
Die Sorge der Beschwerdeführerin ist berech-
tigt, dass nicht allein der für die angegriffe-
ne Anordnung verantwortliche Strafkammer-
vorsitzende, sondern auch Vorsitzende ande-
rer Spruchkörper in künftigen Ausgangsver-
fahren vergleichbare Anordnungen treffen
werden.

II. Die Verfassungsbeschwerde ist begründet.
Die Anordnung des Vorsitzenden der 8. Gro-
ßen Strafkammer des Landgerichts Münster
vom 21. Februar 2007, die eine Berichterstat-
tung über eine Hauptverhandlung dahinge-
hend beschränkt, dass Ton- und Bewegtbild-
aufnahmen unmittelbar vor und nach einer
mündlichen Verhandlung ausgeschlossen
sind, verstößt gegen das der Beschwerdefüh-
rerin aus Art. 5 Abs. 1 Satz 2 GG gewährleis-
tete Grundrecht der Freiheit der Berichter-
stattung durch Rundfunk.
1. Die Freiheit der Berichterstattung durch
Rundfunk (Art. 5 Abs. 1 Satz 2 GG) schützt
die Beschaffung der Informationen und die
Erstellung der Programminhalte bis hin zu
ihrer Verbreitung (vgl. BVerfGE 91, 125
<134f.>; stRspr). Soweit die Medien an der
Zugänglichkeit einer für jedermann geöffne-
ten Informationsquelle teilhaben, wird der
Zugang allerdings für Medien gleichermaßen
wie für die Bürger allgemein durch die In-
formationsfreiheit des Art. 5 Abs. 1 Satz 1 GG
geschützt. Die Nutzung rundfunkspezifischer
Mittel der Informationsaufnahme, insbeson-
dere von Ton- und Bewegtbildaufnahmen,
wird demgegenüber von der insoweit spe-
zielleren Rundfunkfreiheit des Art. 5 Abs. 1
Satz 2 GG erfasst (vgl. BVerfGE 103, 44
<59>). Zu deren Schutzbereich gehört das
Recht, für die Berichterstattung die dem
Rundfunk eigenen Darstellungsmittel zu nut-
zen, darunter Töne und Bilder, mit deren Hil-
fe insbesondere der Eindruck der Authenti-
zität und des Miterlebens vermittelt werden
kann (vgl. BVerfGE 103, 44 <67>). Dies gilt
auch für Zwecke der Berichterstattung aus
Anlass einer öffentlichen Gerichtsverhand-
lung.
2. Zum Schutzbereich der Rundfunkfreiheit
gehört ein Recht auf Eröffnung einer Infor-
mationsquelle allerdings ebenso wenig wie
zu dem der Informationsfreiheit. Ein gegen
den Staat gerichtetes Recht auf Zugang be-
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und Entscheidungen öffentlich wahrgenom-
men zu werden, und zwar auch im Hinblick
auf die Durchführung mündlicher Verhand-
lungen. Zur Art und Intensität öffentlicher
Wahrnehmung trägt die Veröffentlichung
audiovisueller Darstellungen bei. Die münd-
liche Verhandlung selbst ist nach § 169 Satz 2
GVG in verfassungsgemäßer Weise den Ton-
und Bildaufnahmen verschlossen (vgl.
BVerfGE 103, 44 <66ff.>); insoweit erfolgt
die öffentliche Kontrolle von Gerichtsver-
handlungen durch die Saalöffentlichkeit und
die Berichterstattung darüber. Allerdings
kann eine Vermittlung des Erscheinungsbil-
des eines Gerichtssaals und der in ihm han-
delnden Personen den Bürgern darüber hin-
aus eine der Befriedigung des Informations-
interesses dienende Anschaulichkeit von Ge-
richtsverfahren vermitteln. Derartige Bilder,
gegebenenfalls auch die sie begleitende Ge-
räuschkulisse, sind seit langem zum typischen
Inhalt der Gerichtsberichterstattung im Fern-
sehen geworden und prägen mittlerweile ent-
sprechende Erwartungen der Fernsehzu-
schauer.
Dementsprechend gehen die Fachgerichte
von einer grundsätzlichen Öffnung des Zeit-
raums vor Beginn und nach Schluss einer
mündlichen Verhandlung sowie in den Ver-
handlungspausen für Medien unter Ein-
schluss der Möglichkeit des Einsatzes von
rundfunkspezifischen Aufnahme- und Ver-
breitungstechniken aus (vgl. – für das Straf-
verfahren – BGHSt 23, 123). Die Verwendung
dieser Techniken erfolgt im Schutzbereich
der Rundfunkfreiheit (vgl. BVerfGE 103, 44
<62>).
b) Das Gerichtsverfassungsrecht schließt die
Berichterstattung durch Rundfunk in dem
zwar zur Sitzung, aber nicht zur Verhandlung
im Sinne des Gerichtsverfassungsrechts ge-
hörenden Zeitraum vor Beginn und nach
Schluss einer mündlichen Verhandlung so-
wie in den Verhandlungspausen nicht aus
(vgl. BGHSt 23, 123 <125>). Es können aber
Beschränkungen durch sitzungspolizeiliche
Anordnung des Vorsitzenden gemäß § 176
GVG vorgesehen werden (vgl. BVerfGE 91,
125 <136>).
aa) Die Gestaltung der gerichtlichen Verhand-
lung und der sitzungspolizeilichen Anord-
nungen liegt, soweit das Verfahrensrecht kei-
ne gegenläufigen Vorkehrungen trifft, im Er-
messen des Vorsitzenden (vgl. statt vieler

steht aber in Fällen, in denen eine im staat-
lichen Verantwortungsbereich liegende In-
formationsquelle aufgrund rechtlicher Vor-
gaben zur öffentlichen Zugänglichkeit be-
stimmt ist, der Staat den Zugang aber in nicht
hinreichender Weise eröffnet (vgl. BVerfGE
103, 44 <59f.>). So liegt es bei der Verwei-
gerung der Anfertigung von Ton- und Bewegt-
bildaufnahmen im Zusammenhang mit einer
Gerichtsverhandlung, sofern das öffentliche
Interesse an deren Verbreitung gegenläufi-
ge Interessen überwiegt.
a) Folgt aus Verfassungsrecht, dass allgemein
oder im konkreten Fall der Zugang zu einer
Sitzung oder Verhandlung des Gerichts als
solcher oder hinsichtlich der Modalitäten der
Aufnahme von Informationen weiter als ge-
schehen hätte eingeräumt werden müssen,
kann dies vom Träger des Grundrechts der
Informationsfreiheit, hinsichtlich des Aus-
schlusses rundfunkspezifischer Aufnahme-
und Verbreitungstechniken vom Träger des
Grundrechts der Rundfunkfreiheit, geltend
gemacht werden (vgl. BVerfGE 103, 44
<61>).
Es entspricht grundsätzlich dem im Rechts-
staats- und Demokratieprinzip enthaltenen
objektivrechtlichen Auftrag zur Sicherung
der Möglichkeit der Wahrnehmung und ge-
gebenenfalls Kontrolle von Gerichtsverfah-
ren durch die Öffentlichkeit, die Medien dar-
über berichten zu lassen und dem Fernse-
hen audiovisuelle Aufnahmen zu ermögli-
chen, soweit dies nicht durch eine besondere
Regelung allgemein oder wegen gegenläu-
figer Interessen im konkreten Fall ausge-
schlossen ist. Unter den gegenwärtigen Be-
dingungen öffentlicher Meinungsbildung ver-
mag die in § 169 Satz 1 GVG vorgesehene
Saalöffentlichkeit der Verhandlung das öf-
fentliche Interesse an Medienberichterstat-
tung für sich allein nicht stets in hinreichen-
dem Umfang zu sichern.
Die öffentliche Kontrolle von Gerichtsver-
handlungen wird durch die Anwesenheit der
Medien und deren Berichterstattung grund-
sätzlich gefördert (vgl. BGH, Beschluss vom
10. Januar 2006 – 1 StR 527/05 –, NJW 2006,
S. 1220 <1221>). Die Befriedigung des Infor-
mationsinteresses der Öffentlichkeit an ge-
richtlichen Verfahren dient nicht nur allge-
mein der individuellen und öffentlichen Mei-
nungsbildung, sondern es liegt ebenfalls in
dem Interesse der Justiz, mit ihren Verfahren

Mayer, in: Kissel/Mayer, GVG, 4. Aufl. 2005,
§ 169 Rn. 89 ff.; Wickern, in: Löwe/Rosen-
berg, StPO, 25. Aufl., § 169 GVG <Stand: 
1. August 2002> Rn. 53 f.). Dieses Ermes-
sen hat er unter Beachtung der Bedeutung
der Rundfunkberichterstattung für die Ge-
währleistung öffentlicher Wahrnehmung und
Kontrolle von Gerichtsverhandlungen sowie
der einer Berichterstattung entgegenstehen-
den Interessen auszuüben und dabei sicher-
zustellen, dass der Grundsatz der Verhältnis-
mäßigkeit gewahrt ist. Überwiegt das Inter-
esse an einer Berichterstattung unter Nut-
zung von Ton- und Bewegtbildaufnahmen
andere bei der Ermessensentscheidung zu be-
rücksichtigende Interessen, ist der Vorsitzen-
de verpflichtet, eine Möglichkeit für solche
Aufnahmen zu schaffen (vgl. BVerfGE 91, 125
<138f.>).
(1) Bei der Gewichtung des Informationsin-
teresses der Öffentlichkeit ist der jeweilige
Gegenstand des gerichtlichen Verfahrens be-
deutsam. Bei Strafverfahren ist insbesonde-
re die Schwere der zur Anklage stehenden
Straftat zu berücksichtigen, aber auch die öf-
fentliche Aufmerksamkeit, die sie etwa auf-
grund besonderer Umstände und Rahmen-
bedingungen, der beteiligten Personen, der
Furcht vor Wiederholung solcher Straftaten
oder auch wegen des Mitgefühls mit den
Opfern und ihren Angehörigen gewonnen
hat. Das Informationsinteresse wird regelmä-
ßig umso stärker sein und in der Abwägung
an Gewicht gewinnen, je mehr die Straftat
sich von der gewöhnlichen Kriminalität ab-
hebt, etwa aufgrund der Art der Begehung
oder der Besonderheit des Angriffsobjekts
(vgl. BVerfGE 35, 202 <231>). Ein gewich-
tiges Informationsinteresse kann auch ge-
geben sein, wenn dem Angeklagten selbst kei-
ne herausragende zeitgeschichtliche Bedeu-
tung zukommt, aber ein Informationsinteres-
se an dem Prozess als solchem, etwa wegen
seines Aufsehen erregenden Gegenstands,
besteht.
Das Informationsinteresse der Öffentlichkeit
ist regelmäßig nicht allein auf die Angeklag-
ten und die ihnen zur Last gelegten Taten
gerichtet, sondern auch auf die Personen, die
als Mitglieder des Spruchkörpers oder als Sit-
zungsvertreter der Staatsanwaltschaft an der
Rechtsfindung im Namen des Volkes mitwir-
ken. Gegenstand solcher grundsätzlich be-
rechtigter Informationsinteressen kann fer-

R E C H T

tv
 d

is
ku

rs
 4

4

2 | 2008 | 12. Jg.100



ner auch der als Organ der Rechtspflege zur
Mitwirkung an der Verhandlung berufene
Rechtsanwalt oder ein sonstiger am Verfah-
ren Beteiligter sein, etwa ein Zeuge.
(2) Zu berücksichtigen sind bei der Ermes-
sensausübung und der ihr zugrunde liegen-
den Abwägung aber auch schutzwürdige In-
teressen, die einer Aufnahme und Verbrei-
tung von Ton- und Bildaufnahmen entgegen-
stehen können. Dazu gehören insbesondere
der Schutz des allgemeinen Persönlichkeits-
rechts der Beteiligten, namentlich der Ange-
klagten und der Zeugen, aber auch der An-
spruch der Beteiligten auf ein faires Verfah-
ren (Art. 2 Abs. 1 i.V. m. Art. 20 Abs. 3 GG)
sowie die Funktionstüchtigkeit der Rechts-
pflege, insbesondere die ungestörte Wahr-
heits- und Rechtsfindung (vgl. BVerfGE 103,
44 <64>). Dabei kommt den gegenläufigen
Belangen besonderes Gewicht zu, wenn die
vom Gesetzgeber typisierend festgelegten
personenbezogenen Voraussetzungen für den
Ausschluss selbst der Saalöffentlichkeit vor-
liegen (siehe etwa § 48, § 109 Abs. 1 Satz 4
JGG, § 171a, § 172 Nr. 1a, Nr. 4 GVG).
(a) Zu den Schutzinteressen gehört das
Persönlichkeitsrecht der Beteiligten (vgl.
BVerfGE 103, 44 <68>).
(aa) Die Befugnis der Medien zur Gewinnung
und Veröffentlichung visueller Aufzeichnun-
gen der bei einer Verhandlung anwesenden
Personen ist insbesondere an dem Recht am
eigenen Bild als Konkretisierung des Persön-
lichkeitsrechts zu messen, das dem Einzel-
nen Einfluss- und Entscheidungsmöglichkei-
ten nicht nur über die Verwendung, sondern
auch für die Anfertigung von Fotografien und
Aufzeichnungen seiner Person durch ande-
re bietet (vgl. BVerfGE 101, 361 <381>).
Die für die einwilligungslose Verbreitung von
Personenbildnissen durch die Massenmedien
entwickelten verfassungsrechtlichen Maß-
stäbe (vgl. dazu BVerfGE 35, 202 <224ff.>;
101, 361 <387ff.>) sind auch zu beachten,
wenn über die Anfertigung bestimmter Per-
sonenbildnisse am Rande der Hauptverhand-
lung mit dem Ziel der Verbreitung in den Mas-
senmedien zu entscheiden ist. Gerichtsver-
handlungen, auf die ein besonderes Informa-
tionsinteresse der Öffentlichkeit gerichtet ist,
sind Ereignisse aus dem Bereich der Zeitge-
schichte; der Schutz des Persönlichkeitsrechts
der daran Beteiligten fordert daher kein
völliges Filmverbot (vgl. BVerfGE 87, 334
<340>; 91, 125 <137f.>).

Bei der Bestimmung der Reichweite des
Schutzes des Rechts am eigenen Bild ist al-
lerdings zu berücksichtigen, dass zumindest
ein Teil der Verfahrensbeteiligten sich regel-
mäßig in einer für sie ungewohnten und be-
lastenden Situation befindet. Sie sind viel-
fach – etwa die Zeugen oder der Angeklagte
eines Strafverfahrens – zur Anwesenheit ver-
pflichtet. Speziell auf Seiten der Angeklag-
ten sind auch mögliche Prangerwirkungen
oder Beeinträchtigungen des Anspruchs auf
Achtung der Vermutung seiner Unschuld und
von Belangen späterer Resozialisierung zu
beachten, die durch eine identifizierende Me-
dienberichterstattung bewirkt werden kön-
nen (vgl. BVerfGE 35, 202 <226ff.>; 103, 44
<68>). Dabei ist gerade auch im Blick auf
die Suggestivkraft des Fernsehens der mög-
liche Effekt einer medialen Vorverurteilung
zu bedenken. Hinsichtlich der Zeugen ist de-
ren besondere Belastungssituation zu berück-
sichtigen, etwa wenn sie Opfer der Tat sind,
über die gerichtlich verhandelt wird.
Personen, die im Gerichtsverfahren infolge
ihres öffentlichen Amtes oder in anderer Po-
sition als Organ der Rechtspflege im Blick-
punkt der Öffentlichkeit stehen, haben nicht
in gleichem Ausmaße einen Anspruch auf
Schutz ihrer Persönlichkeitsrechte wie eine
von dem Verfahren betroffene Privatperson
(vgl. BVerfGE 103, 44 <69>) oder wie an-
wesende Zuhörer. Aber auch den als Richtern,
Staatsanwälten, Rechtsanwälten oder Justiz-
bediensteten am Verfahren Mitwirkenden
steht ein Anspruch auf Schutz zu, der das Ver-
öffentlichungsinteresse überwiegen kann, et-
wa wenn Veröffentlichungen von Abbildun-
gen eine erhebliche Belästigung oder eine Ge-
fährdung ihrer Sicherheit durch Übergriffe
Dritter bewirken können (vgl. dazu BVerfG,
Beschluss der 1. Kammer des Ersten Senats
vom 21. Juli 2000 – 1 BvQ 17/00 –, NJW
2000, S. 2890 <2891>; Beschluss der 1.
Kammer des Ersten Senats vom 7. Juni 2007
– 1 BvR 1438/07 –, NJW-RR 2007, S. 1416).
Dabei kann auch eine Mitwirkung an ande-
ren Verfahren, aus denen sich solche Umstän-
de für Verfahrensbeteiligte ergeben, von Be-
deutung sein.
(bb) Vor Aufzeichnungen von Äußerungen
der Anwesenden bietet ebenfalls das Recht
am eigenen Wort als Konkretisierung des Per-
sönlichkeitsrechts verfassungsrechtlichen
Schutz (vgl. BVerfGE 34, 238 <246f.>; 54,

148 <154>; 106, 28 <39>). Ob als Bestand-
teil von Tonaufzeichnungen des Geschehens
im Sitzungssaal gegebenenfalls auch die Er-
fassung des gesprochenen Wortes ohne Ein-
willigung der Betroffenen zulässig sein könn-
te, bedarf vorliegend keiner Klärung. Auf die
Besorgnis einer unzulässigen Aufzeichnung
des gesprochenen Wortes hat der Vorsitzen-
de das angeordnete Verbot von Tonaufnah-
men bereits nicht gestützt, und auch das Be-
gehren der Beschwerdeführerin auf Zu-
lassung von Tonaufzeichnungen richtet sich
ersichtlich nur auf die Erfassung der Ge-
räuschkulisse des Geschehens im Sitzungs-
saal, nicht aber auf die Aufzeichnung des ge-
sprochenen Wortes einzelner Anwesender.
(b) Der Anspruch der Verfahrensbeteiligten
auf ein faires Verfahren (Art. 2 Abs. 1 i.V.m.
Art. 20 Abs. 3 GG) sowie die Funktionsfähig-
keit der Rechtspflege, insbesondere die un-
gestörte Wahrheits- und Rechtsfindung in
dem anhängigen Verfahren, werden bei Auf-
nahmen außerhalb der mündlichen Verhand-
lung geringer betroffen als bei deshalb ge-
nerell nicht zugelassenen Aufnahmen aus der
Verhandlung selbst. Allerdings sind Beein-
trächtigungen nicht auszuschließen. Wird
das Geschehen am Rande der Verhandlung
in Bild und Ton aufgezeichnet, so kann das
Wissen um die mögliche Verbreitung solcher
Aufzeichnungen möglicherweise einzelne
Verfahrensbeteiligte so beeinflussen, dass sich
dies abträglich auf den Gang der Verhand-
lung und die Belange der Rechts- und Wahr-
heitsfindung auswirkt. Eines der wesentli-
chen Ziele der Hauptverhandlung, wahrheits-
gemäße und vollständige, forensisch brauch-
bare Angaben aller Aussagepersonen zu
erlangen, setzt Rahmenbedingungen voraus,
die Hemmungen und Aufgeregtheit – gerade
bei im Umgang mit Medien nicht erfahre-
nen Personen – vermeiden helfen. Entspre-
chende Besorgnisse können im Einzelfall ei-
ner Nutzung rundfunkspezifischer Aufzeich-
nungs- und Verbreitungstechniken entgegen-
stehen oder die Einschränkung ihres Einsatzes
rechtfertigen.
Ebenso kann die Aufzeichnung des Gesche-
hens am Rande der Verhandlung den Ange-
klagten in seinem von § 148 Abs. 1 StPO ver-
bürgten Recht auf ungehinderten Verkehr mit
seinem Verteidiger beeinträchtigen und da-
mit gegebenenfalls den Anspruch auf ein fai-
res Verfahren tangieren (vgl. BVerfGE 49, 24
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besondere zu Standort, Zeit, Dauer und Art
der Aufnahmen in Betracht. Diese können
weitergehende Beschränkungen wie ein voll-
ständiges Verbot von Aufnahmen entbehrlich
machen (vgl. BVerfGE 91, 125 <138 f.>).
Dem Vorsitzenden obliegt es, auf eine sach-
gerechte Abstimmung des Informationsinter-
esses mit kollidierenden Belangen hinzuwir-
ken, etwa durch eine Anordnung, dass Auf-
nahmen des Publikums oder des Spruchkör-
pers nur in Gesamtansicht zulässig seien. Bei
begründeten Zweifeln an der Einhaltung von
Maßgaben zur Anonymisierung darf er auch
die vorherige Einsichtnahme in die zur Aus-
strahlung bestimmte Fassung der Aufnah-
me fordern. Darüber hinaus ist es dem Vor-
sitzenden unbenommen, bei einer Vielzahl
von Verfahrensbeteiligten in unterschied-
licher Interessenlage hinsichtlich der Ton-
und Fernsehberichterstattung auch eine gene-
ralisierende Regelung zu treffen, wenn eine
nach einzelnen Beteiligten differenzierende
Anordnung auf erhebliche praktische Schwie-
rigkeiten stößt.
Beeinträchtigungen des äußeren Ablaufs der
Sitzung, die etwa durch die Enge des Saals
bedingt sind, kann dadurch entgegengewirkt
werden, dass nicht mehrere Kamerateams zu-
gelassen werden, sondern eine sogenannte
Pool-Lösung gewählt wird (vgl. BVerfGE 87,
334 <340>; 91, 125 <138>; BVerfG, Be-
schluss der 1. Kammer des Ersten Senats vom
21. Juli 2000 – 1 BvQ 17/00 –, NJW 2000,
S. 2890 <2891>). Die gleichwohl gebotene
Möglichkeit des Zugangs für alle an der Be-
richterstattung interessierten Rundfunkver-
anstalter zu dem hierbei gewonnenen Ma-
terial kann etwa durch die Auflage gesichert
werden, die Aufnahmen jedem interessier-
ten Pressevertreter gegen Erstattung hier-
durch entstandener Auslagen zu überlassen.
bb) Die Rundfunkfreiheit ist auch insoweit
zu berücksichtigen, als die Art der Verhand-
lungsführung auf die Verwirklichung des In-
formationsinteresses der Öffentlichkeit zu-
rückwirkt, insbesondere bei der Entscheidung
über den Aufruf der Sache und damit den Be-
ginn der Hauptverhandlung (§ 243 Abs. 1
Satz 1 StPO), der das Verbot audiovisueller
Aufnahmen nach § 169 Satz 2 GVG auslöst.
Grundsätzlich steht es zwar im pflichtgemä-
ßen Ermessen des Vorsitzenden, ob er den
Aufruf der Sache selbst vornimmt und sich
zu diesem Zweck zusammen mit den übrigen

<55>). Soweit Angeklagte ein berechtigtes
Interesse an vertraulichem Austausch mit ih-
rem Verteidiger am Rande der Verhandlung
haben und dessen Verwirklichung beeinträch-
tigt zu werden droht, muss dem durch sit-
zungspolizeiliche Anordnung entgegenge-
wirkt werden. Gleiches gilt für den Austausch
zwischen Zeuge und Beistand.
(3) Die Ermessensentscheidung des Vorsit-
zenden über sitzungspolizeiliche Anordnun-
gen hat unter Abwägung der unterschiedli-
chen kollidierenden Interessen den Grund-
satz der Verhältnismäßigkeit zu wahren. Bei
der Anordnung einer Beschränkung des In-
formationszugangs zum Geschehen am Ran-
de der Sitzung ist insbesondere dem Grund-
satz der Erforderlichkeit Rechnung zu tragen
(vgl. beispielsweise BVerfGE 50, 234 <241>;
91, 125 <137>).
Ein Verbot von Ton- und Rundfunkaufnah-
men ist nicht erforderlich, wenn dem Schutz
kollidierender Belange bereits durch eine be-
schränkende Anordnung Rechnung getragen
werden kann, insbesondere durch das Er-
fordernis einer mittels geeigneter technischer
Maßnahmen erfolgenden Anonymisierung
der Bildaufnahme solcher Personen, die An-
spruch auf besonderen Schutz haben. Wird
die Gefahr einer Identifizierung der abge-
bildeten Person durch die breite Öffentlich-
keit insoweit ausgeschlossen, so kann das Ri-
siko einer etwa verbleibenden Erkennbarkeit
für den engeren Bekanntenkreis des Betrof-
fenen hingenommen werden, soweit dem ge-
wichtige Informationsinteressen der Öffent-
lichkeit gegenüberstehen und dem Betrof-
fenen nicht gerade aus der Erkennbarkeit für
sein engeres Umfeld erhebliche Nachteile dro-
hen. Allerdings liegt auch in der Anordnung
einer solchen Anonymisierung eine gewich-
tige Beschränkung von Informationsmöglich-
keiten der Öffentlichkeit, die eine Rechtfer-
tigung aus den Umständen des Einzelfalls vor-
aussetzt.
Soweit Aufnahmen einen Betroffenen in ver-
letzender Weise, etwa in einer für ihn in be-
sonderem Maße abträglichen oder peinlichen
Situation zu erfassen drohen, die Art der
Durchführung oder die Dauer der beabsich-
tigten Aufzeichnungen den Verfahrensablauf
beeinträchtigen oder Verfahrensbeteiligte mit
ihrem anwaltlichen Beistand am Rande der
Verhandlung vertraulich miteinander spre-
chen wollen, kommen auch Anweisungen ins-

Mitgliedern des Spruchkörpers bereits un-
mittelbar vor Beginn der Verhandlung im Sit-
zungssaal einfindet oder diese Aufgabe ei-
nem von ihm beauftragten Gerichtsbediens-
teten überlässt und der Spruchkörper den Sit-
zungssaal erst unmittelbar nach Beginn der
Verhandlung betritt (vgl. Gollwitzer, in: Lö-
we/Rosenberg, StPO, 25. Aufl., § 243 StPO
<Stand: 1. Juni 1998> Rn. 16 ff. m.w.N.).
Der Entscheidungsspielraum ist jedoch infol-
ge der Ausstrahlungswirkung des Art. 5 Abs.1
Satz 2 GG auf die erste Alternative beschränkt,
wenn andernfalls wegen der Anwendbarkeit
des § 169 Satz 2 GVG eine Situation einträ-
te, in der eine Anfertigung audiovisueller Auf-
nahmen der Mitglieder des Spruchkörpers
ausgeschlossen bliebe, obwohl ein solcher
Ausschluss im konkreten Fall nicht auf eine
Anordnung nach § 176 GVG gestützt werden
dürfte.
c) Da Ton- und Bildaufnahmen unmittelbar
vor oder nach einer Verhandlung oder in den
Sitzungspausen von der Rundfunkfreiheit
umfasst sind, setzt eine solche Aufnahmen
ausschließende oder begrenzende Anord-
nung im Interesse der Wirksamkeit des ma-
teriellen Grundrechtsschutzes voraus, dass
der Vorsitzende die für seine Entscheidung
maßgebenden Gründe offenlegt und dadurch
für die Betroffenen erkennen lässt, dass in die
Abwägung alle dafür erheblichen Umstän-
de eingestellt worden sind.
3. Die angegriffene Anordnung des Vorsitzen-
den vom 21. Februar 2007 über die zeitliche
Beschränkung der Ton-, Foto- und Filmauf-
nahmen wird diesen Anforderungen nicht ge-
recht.
a) Soweit die Anordnung auf den Schutz der
Angeklagten abstellt, reicht als Begründung
der in ihr gegebene Hinweis darauf nicht aus,
dass die große Mehrzahl der Angeklagten
nicht vorbestraft sei und die angeklagten Ta-
ten nicht aus dem Rahmen des Alltäglichen
fielen. Die Bewertung des Informationsinter-
esses an dem Gegenstand eines gerichtlichen
Verfahrens unterliegt nicht den gleichen
Maßstäben wie seine strafrechtliche Einord-
nung. Auch ein nach strafrechtlichen Maßstä-
ben gering wiegender Tatvorwurf kann etwa
infolge eines Zusammenhangs zu möglichen
Missständen im Bereich des Staats gewich-
tige Informationsinteressen der Öffentlich-
keit berühren. Das Verfahren betraf vorlie-
gend den öffentlich viel diskutierten Vorwurf
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der Misshandlung von Rekruten der Bundes-
wehr durch die für ihre Ausbildung verant-
wortlichen Offiziere und Unteroffiziere und
hob sich deutlich aus dem Bereich des Alltäg-
lichen heraus, sodass die Aufklärung der Vor-
gänge auf großes öffentliches Interesse stieß.
Eine die Entscheidungsfindung erschweren-
de Hemmung und Verunsicherung der Ange-
klagten als Folge von Bildaufzeichnungen des
Geschehens im Sitzungssaal außerhalb der
Hauptverhandlung durfte der Vorsitzende
nicht schematisch unterstellen, sondern hät-
te eine solche Befürchtung nachvollziehbar
aus konkreten Anhaltspunkten herleiten müs-
sen. Es liegt nach dem Gegenstand des Ver-
fahrens und der Person der Angeklagten, bei
denen es sich durchweg um berufserfahre-
ne Offiziere und Unteroffiziere der Bundes-
wehr handelte, nicht ohne weiteres auf der
Hand, dass Anlass zu solchen Befürchtungen
bestanden hat.
b) Das Interesse der Öffentlichkeit an bildli-
cher Dokumentation des Geschehens am Ran-
de einer Hauptverhandlung richtet sich nicht
allein auf die beteiligten Richter und Staats-
anwälte und gegebenenfalls sonst beteiligte
Gerichtsbedienstete, sondern schließt auch
die mitwirkenden Rechtsanwälte ein. Kon-
krete Befürchtungen zu einer starken Beläs-
tigung oder Gefährdung der Verteidiger als
Folge einer Veröffentlichung von Aufnahmen
ihrer Person sind vorliegend nicht aufgezeigt
worden.
Soweit die Anordnung dem Schutz der Ver-
teidiger der Angeklagten dienen sollte, ist
nicht zureichend in die Abwägung eingestellt
worden, dass die zu Prozessbevollmächtig-
ten bestellten Rechtsanwälte ihre Aufgabe als
Organ der Rechtspflege wahrnehmen. Dabei
ist zu berücksichtigen, dass sie aus Anlass
einer öffentlichen Hauptverhandlung in stär-
kerem Maße im Blickfeld der Öffentlichkeit
stehen als meist bei ihrer übrigen Tätigkeit.
c) Die angegriffene Anordnung war auch
nicht durch das Anliegen eines Schutzes der
Schöffen gerechtfertigt. Zwar darf der Vor-
sitzende auch in Rechnung stellen, ob die Lai-
enrichter – hier die Schöffen – durch eine Me-
dienberichterstattung in ihrer Entscheidungs-
bildung beeinträchtigt werden können. Ei-
ne solche Beeinträchtigung kann jedoch eher
durch die öffentliche Erörterung des jewei-
ligen Falls verursacht werden als gerade durch
die Verbreitung von Bildern der betroffenen

Personen. Beeinträchtigungen der Entschei-
dungsbildung dürfen auf keinen Fall ohne be-
sondere Anhaltspunkte unterstellt werden.
Im Übrigen ist zu berücksichtigen, dass die
Schöffen nach § 30 Abs. 1 GVG in gleicher
Weise wie die Berufsrichter zur Mitwirkung
an der Entscheidung berufen sind und hier-
bei an der von Art. 97 Abs. 1 GG dem Rich-
ter gewährten Unabhängigkeit teilhaben. Die
Rechtsordnung darf grundsätzlich erwarten,
dass sich der Schöffe den mit seiner Funkti-
on verbundenen Erwartungen auch bei Mit-
wirkung an von der Öffentlichkeit beachte-
ten Verfahren gewachsen zeigen wird, selbst
wenn Medien darüber Bilder verbreiten.
d) Den vom Vorsitzenden angeführten Pro-
blemen, die aus der räumlichen Enge des Sit-
zungssaals resultieren könnten, hätte durch
geeignete Vorkehrungen Rechnung getragen
werden können, etwa durch die Beschrän-
kung der Aufnahmen im Rahmen einer Pool-
Lösung (vgl. dazu BVerfGE 91, 125 <138>;
BVerfG, Beschluss der 1. Kammer des Ersten
Senats vom 21. Juli 2000 – 1 BvQ 17/00 –,
NJW 2000, S. 2890 <2891>).
e) Sollte es im konkreten Fall Anhaltspunk-
te dafür gegeben haben, dass Fernsehaufnah-
men das Persönlichkeitsrecht oder die Fähig-
keit zur unbefangenen Mitwirkung am Ver-
fahren beeinträchtigen würden, hätte vor ei-
nem Verbot der Aufnahmen geklärt werden
müssen, ob die befürchtete Beeinträchtigung
nicht bereits mit Auflagen abgewehrt werden
konnte, etwa durch eine Anonymisierung des
Erscheinungsbildes betroffener Personen oder
eine Beschränkung der Aufzeichnung des Ein-
zugs des Gerichts auf Gesamtansichten un-
ter Verzicht auf Großaufnahmen von Einzel-
gesichtern. Zu beidem hatte sich die Be-
schwerdeführerin zwecks Abwendung der
angekündigten zeitlichen Beschränkung der
Berichterstattung erboten.

III. Der Vorsitzende hat nach Einlegung der
Verfassungsbeschwerde von der ihm einfach-
rechtlich offenstehenden Möglichkeit einer
jederzeitigen Abänderung der Anordnung
Gebrauch gemacht und als Beschränkungen
einer Berichterstattung allein noch eine Ano-
nymisierung der Abbildungen der Angeklag-
ten und die Bildung eines Berichterstatter-
Pools aufgegeben. Die geänderte Fassung der
Anordnung hat die Beschwerdeführerin nicht
mehr zum Gegenstand ihrer Angriffe ge-

macht. Die Entscheidung bleibt daher auf die
Feststellung beschränkt, dass die Anordnung
in der angegriffenen Ursprungsfassung ver-
fassungswidrig gewesen ist.
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